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Entlastungstarifverträge plus 
PPR 2.0
Die Gewerkschaft ver.di schließt seit Jahren 
Entlastungstarifverträge im Krankenhausbe-
reich – z.B. in Berlin mit der Charité und Vi-
vantes. Dabei geht es u.a. um Vorgaben für die 
Mindestbesetzung an Personal in der Pflege 
und einen Belastungsausgleich. Aus Sicht des 
Deutschen Pflegerats (DPR) verfolgen die Ent-
lastungstarifverträge etwas, was wir schon 
lange für die Profession Pflege fordern – bes-
sere Arbeitsbedingungen durch mehr Perso-
nal und damit die Anerkennung dessen, was 
Pflegefachpersonen leisten.

Dabei gilt es eine weitere Perspektive zu be-
achten. Über diese Art von Tarifverträgen wer-
den Mindestbesetzungen geregelt – abseits 
der pflegerischen Versorgungsqualität. Beach-
tet werden muss jedoch auch die Personalbe-
messung aus der Sicht der Pflegebedarfe der 
Bedürftigen. Denn die Gefahr, dass Mindest-
besetzungen zu Normalbesetzungen werden, 
schwingt immer mit.

Der DPR fordert zusammen mit der DKG und 
ver.di daher weiter ein Pflegebedarfsbemes-
sungsinstrument. Gemeinsam sind wir dabei, 
die auch im Koalitionsvertrag der Ampel be-
nannte Pflegepersonalregelung PPR 2.0 umzu-
setzen. Damit kommt ein Instrument zum Ein-
satz, welches die Pflegebedarfe der Patienten 
im Einklang zur richtigen Anzahl an Pflege-
fachpersonen bringt. Das wird zur Sicherung 
der Versorgungsqualität führen, sofern es uns 
gelingt, den bestehenden Fachkräftemangel 
zu schließen. Wir sehen den Einsatz der PPR 
2.0 auch als Chance, durch die verbindliche Er-
höhung der Pflegepersonen Fachkräfte zu-
rückzugewinnen.

Irene Maier 
Vize-Präsidentin des Deutschen Pflegerats 
(DPR)

Editorial

Mehr als Bonus zugestehen

In der zweiten Jahreshälfte sollen Deutschlands Pflegekräfte wie-
der einen Bonus des Staates erhalten. Dieser soll steuerfrei gestellt 

werden und durch die Länder und Arbeitgeber aufgestockt werden 
können. Nach wie vor ist für den Deutschen Pflegerat eine Bonus-
zahlung allein der falsche Weg. Das haben wir bereits mehrfach ge-
sagt.

Die Profession Pflege leistet in allen Versorgungsbereichen vor 
und während der Pandemie herausragende Arbeit. Den Einrichtun-
gen jetzt zu überlassen, besonders „verdiente“ Pflegende mit Boni 
auszuzeichnen, ist die Verlagerung der politischen Verantwortung 
in die Einrichtungen. Gleichzeitig spaltet es die Berufsgruppe. Das 
ist nicht gut.

Die Profession ist ein souveräner Berufsstand und will als solcher 
auch wahrgenommen und behandelt werden. Benötigt wird endlich 
ein Signal, dass der Gesetzgeber aktiv wird und mit dafür sorgt, 
dass gute Arbeits- und Lohnsituationen für Pflegende gelten.

Unsere Forderungen sind seit langem auf dem Tisch. Gerecht 
wäre eine sofortige und dauerhafte Lohnsteuerfreistellung aller Pfle-
gefachpersonen, die in der Betreuung der Pflegebedürftigen und 
Patient*innen arbeiten, bei Weiterführung der Sozialbeiträge. Be-
nötigt wird bundesweit ein gleiches und gerechtes Lohnniveau der 
Profession, auch zwischen der Langzeitpflege und den Krankenhäu-
sern. Wir fordern wiederholt ein Einstiegsgehalt für Pflegefachper-
sonen von 4.000 Euro pro Monat bei einer vollen Stelle, u.a. begrün-
det durch die Erkenntnisse des „ComporableWorth“-Indexes.

Und es sind „Krisensituationen“ für Pflegende in Arbeitsverträ-
gen zu verankern. Bei pandemischen oder vergleichbaren Situatio-
nen müssen Zuschläge automatisch gezahlt werden – ohne dass 
Pflegende hier dem Wohlwollen von politischen Entscheidungsträ-
gern, den Kassen oder Arbeitgebern ausgesetzt werden.

Christine Vogler
Präsidentin des Deutschen Pflegerats

Christine Vogler
Präsidentin des Deutschen Pflegerats
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Personalsituation in der Altenpflege

Sieben von zehn Stellen können in NRW 
nicht besetzt werden

In kaum einer Branche sind Mitarbeiter so rar wie in der Altenpflege: 
Bundesweit gibt es 18.200 offene Stellen für Pflegekräfte. Das zeigt 
eine Studie des Instituts der deutschen Wirtschaft Köln (IW). In Nord-
rhein-Westfalen (NRW) sind es 3.350.

I n vielen Berufen schrumpft während 
der Pandemie der Bedarf, es gibt deut-
lich weniger offene Stellen. In der Al-

tenpflege sieht es anders aus, zeigt eine 
neue Studie des Instituts der deutschen 
Wirtschaft Köln e.V. (IW), gefördert 
durch das nordrhein-westfälische Ge-
sundheitsministerium. Selbst in der 
Pandemie gibt es nur einen leichten 
Rückgang der offenen Stellen. Langfris-
tig zeigt sich eine stark gestiegene Nach-
frage: Seit 2013 sind rund 32% mehr 
Menschen in der Altenpflege beschäftigt. 
Gleichzeitig gibt es auch deutlich mehr 
offene Stellen.

Vor allem examinierte Altenpflege-
kräfte, die über eine abgeschlossene Be-

rufsausbildung verfügen, werden hände-
ringend gesucht: NRW-weit kamen 2021 
im Schnitt 4.464 offene Stellen für exa-
minierte Altenpfleger auf nur 1.176 ar-
beitslose Pfleger. Rund 3.300 offene Stel-
len konnten hier 2021 nicht besetzt wer-
den. Der demografische Wandel ver-
schärft das Problem: Die Bevölkerung 
altert, es gibt immer mehr pflegebedürf-
tige Menschen.

Stellenüberhangsquote lag 2021 
bei rund 74%
Die sogenannte Stellenüberhangsquote 
lag 2021 bei rund 74%. Das bedeutet: 
Selbst wenn jeder arbeitslose Pfleger aus 
NRW einer offenen Stelle zugeordnet 

würde und bereit wäre, dort auch zu ar-
beiten, blieben noch mehr als sieben von 
zehn Stellen unbesetzt. Regional gibt es 
kaum Unterschiede. Der Mangel lässt 
sich in fast allen NRW-Bezirken beob-
achten. Nur in Köln könnten alle offenen 
Stellen – zumindest rechnerisch – be-
setzt werden.

Unterschiede je nach erforderter 
Qualifikation
Starke Unterschiede zeigen sich je nach 
Qualifikationsniveau. Bei Helferinnen 
und Helfern zeigt sich ein gegensätzli-
ches Phänomen. Hier gibt es offene Stel-
len – 2.372 im Jahr 2021. Diesen Stellen 
stehen aber deutlich mehr Arbeitslose 
gegenüber, im vergangenen Jahr waren 
es fast 9.000. Das zeigt, dass der Arbeits-
markt bei Helferinnen und Helfern noch 
Potenzial bietet. Um dieses zu nutzen, 
müssen die Arbeitsbedingungen jedoch 
dringend verbessert und die Weiterbil-
dung ausgebaut werden. Auch eine an-
gemessene Bezahlung ist wichtig, damit 
sich künftig wieder mehr Menschen für 
eine Karriere in der Pflege entscheiden. 
Zudem könnten technische Innovatio-
nen Pflegekräfte bei einigen Tätigkeiten 
entlasten, betont das IW.

Bundeseinheitliche 
Assistenzausbildung als Chance
„Die Studie des IW zu den offenen Stel-
len in der Altenpflege zeigt, dass je höher 
die Qualifikation, umso größer die Lü-
cke beim Fachpersonal ist. Das ist kein 
Problem nur der Pflege, sondern aller 
Bereiche unserer Gesellschaft und ist 
überall in der Wirtschaft kontinuierlich 
anzutreffen“, weist Thomas Meißner, 
Vorstandsmitglied des Anbieterverban-
des qualitätsorientierter Gesundheits-
pflegeeinrichtungen e.V. (AVG), hin. 
„Darüber hinaus braucht die Pflege je-
doch noch weit mehr Mitarbeiter*innen. 
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Vor allem examinierte Altenpflegekräfte werden dringend gesucht.
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Die Profession Pflege ist bereits heute 
enorm belastet.“

Durch das neue Pflegeberufegesetz sei 
es gelungen, drei Fachausbildungen zu-
sammenzuführen und den Auszubilden-
den auf breiter Basis – ähnlich wie bei 
den Ärzten – die Möglichkeit zu geben, 
sich im Anschluss in bestimmten Spar-
ten zu qualifizieren. Was im Augenblick 
noch fehle, sei eine bundeseinheitliche 
Assistenzausbildung, die die Durchgän-
gigkeit der Qualifikation und der Aus-
bildung bis hin zum Studium und zur 

Promotion ermöglicht. In einigen Län-
dern gebe es hier bereits Landesregelun-
gen für eine solche Assistenzausbildung, 
die zwischen ein und zwei Jahren ange-
legt ist. „Der Assistenzberuf“, betont 
Meißner, „ist eine gute Chance, Men-
schen für den Beruf zu begeistern und 
sie zu qualifizieren, so dass sie mögli-
cherweise danach noch eine Ausbildung 
zur Pflegefachfrau oder zum Pflegefach-
mann bzw. ein Hochschulstudium ab-
solvieren“. Weitere Möglichkeiten sieht 
Meißner neben einer Verbesserung der 

Arbeitsbedingungen in einer Anpassung 
der Lohnhöhen, aber auch im finanziel-
len Ausgleich der ungünstigen Arbeits-
zeiten. Steuererleichterungen des Ge-
setzgebers, also Freibeträge, hohe An-
reiz- und Zuschlagssysteme für die Pro-
fession Pflege sowie Erleichterung bei 
Wohnraum- und Kita-Suche durch die 
Arbeitgeber könnten enorm helfen, um 
Mitarbeiter zu gewinnen und zu halten.

iwkoeln.de, avg.berlin.de

DPR reagiert auf mangelnde Einbindung auf Bundesebene 

Expert*innenrat einberufen

Während der Corona-Pandemie wurde die pflegewissenschaftliche Expertise 
in den Beiräten und Expertenräten auf der Bundesebene kaum eingebunden. 
Nun hat der Deutsche Pflegerat e.V. (DPR) die Initiative ergriffen und einen 
Expert*innenrat Pflegewissenschaft/Hebammenwissenschaft und Pandemie 
einberufen.

Trotz eines verstärkten Drängens von 
Wissenschaftsverbänden sowie des 

DPR und dem ihm angehörenden Ver-
bänden wird die Profession Pflege poli-
tisch kaum beteiligt. Der Deutsche Pfle-
gerat hat nun ein Statement gesetzt und 
aufgezeigt, dass Deutschland Pflegewis-
senschaft kann und braucht. Einberufen 
wurde ein „Expert*innenrat Pflegewis-
senschaft / Hebammenwissenschaft und 
Pandemie“. Ziel ist es, eine bessere 
gesundheitliche Versorgung zu sichern, 
Qualität einzufordern und eine Allianz 

in der Bevölkerung für die pflegerische 
Versorgung zu bilden. Genutzt, gebün-
delt und sichtbar gemacht werden soll 
das Wissen, welches bereits im Rahmen 
der Pandemie in der Pflege und im Heb-
ammenwesen geschaffen wurde. Zudem 
ist es wichtig, Forschungsschwerpunkte 
zu identifizieren und Schritte einzufor-
dern, die es ermöglichen, Forschungslü-
cken baldmöglichst zu schließen. Dies 
ist insbesondere wichtig, um pflegebe-
dürftige, kranke und vulnerable Perso-
nen auch weiterhin schützen zu können. 

NEWS

Runder Tisch 
Der Deutsche Pflegerat e.V. hat für alle 
seine Mitgliedsverbände einen Runden 
Tisch eingerichtet. Aufgabe dessen ist es, 
bestehende Initiativen und Vorarbeiten 
zum Community Health Nursing zu bün-
deln und dieses Projekt gemeinsam er-
folgreich aufzubauen. Entwickelt werden 
soll ein Forderungspapier an die Politik, 
welches die politische Intention aus dem 

Koalitionsvertrag der Ampel unterstützt, 
das Berufsbild der „Community Health 
Nurse“ flächendeckend einzuführen.

deutscher-pflegerat.de

Deutscher Pflegetag 
Der Deutsche Pflegetag 2022 findet am 6. 
und 7. Oktober 2022 statt. Bitte merken 

Sie sich den Termin vor. Zum zweiten Mal 
wird die Veranstaltung hybrid organisiert, 
das heißt, der Kongress für die Profession 
Pflege in Deutschland wird neben der 
Präsenzveranstaltung im CityCube Berlin 
auch vollständig im Livestream übertra-
gen. Mehr Informationen dazu auf der 
Homepage.

deutscher-pflegetag.de

Die Arbeitsergebnisse des Expert*
innenrats werden als Stellungnahmen 
Handlungs- und Policy-Empfehlungen 
aus der Profession Pflege und der Pflege-
wissenschaft heraus enthalten – wie auch 
Hintergrundinformationen. 

Der Expert*innenrat ist das erste Mal 
am 10. März 2022 virtuell zusammenge-
kommen. Bis zum Mai 2022 soll eine ers-
te Stellungnahme zum Umgang mit der 
Corona-Pandemie und der fortbestehen-
den pandemischen Situationen veröf-
fentlicht werden.

Die Pflege in Deutschland muss greif-
bar werden. Sie muss sich in ihrer Pro-
fession und Wissenschaft deutlich Gehör 
verschaffen – denn Deutschland kann es 
sich nicht mehr leisten, dass die pflege-
rische Expertise ignoriert wird bzw. an-
dere Wissenschaftsdisziplinen für die 
Pflege sprechen.

deutscher-pflegerat.de
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Adäquate Personalbedarfsermittlung

Expertenkommission wird 
neu aufgestellt

Prof. Dr. Patrick Jahn übergibt den Staffelstab der „Expertenkommissi-
on DRG“ des Deutschen Pflegerats e.V. (DPR) an Sandra Mehmecke, die 
die neue „Fachkommission Pflegepersonalbemessungsinstrument 
(PBMI)“ gemeinsam mit Irene Maier, Vize-Präsidentin des DPR, leitet.

N ach mehr als zehn Jahren wert-
voller Arbeit – zunächst im Len-
kungsausschuss und später als 

wissenschaftliche Leitung der „Fach-
kommission DRG“ des DPR – gibt Prof. 
Dr. Patrick Jahn die wissenschaftliche 
Leitung der „Fachkommission DRG“ des 
Deutschen Pflegerats ab. „Die Pflegeper-
sonalregelung 2.0. (PPR 2.0) wird laut 
dem Koalitionsvertrag von SPD, Bünd-
nis 90/Die Grünen und FDP auf Bundes-
ebene kurzfristig als verbindliche Perso-
nalbemessung im Krankenhaus einge-
führt. Das ist insbesondere auch ein Ver-
dienst von Prof. Dr. Patrick Jahn und der 
gesamten Fachkommission“, betont 
Christine Vogler, Präsidentin des Deut-
schen Pflegerats.

Der DPR dankt besonders den beiden 
bisherigen Leitungen der Fachkommis-
sion, Prof. Jahn und Andrea Lemke als 
ehemaliges Präsidiumsmitglied des DPR 
für die hoch engagierte und erfolgreiche 
Arbeit – sowie allen Mitgliedern für die 
langjährige und kompetente Zusam-
menarbeit.

Prof. Jahn hat inzwischen die Profes-
sur für Versorgungsforschung mit 
Schwerpunkt Pflege im Krankenhaus an 
der Medizinischen Fakultät der Martin-
Luther-Universität Halle-Wittenberg 
angenommen. „Mit der Fachkommissi-
on DRG des DPR konnten wir die Be-
deutung der pflegerischen Versorgung 
im Krankenhaus herausstellen und de-
ren adäquate Sicherstellung zu einem 
zentralen Thema machen“, betont Jahn. 
Nun sei es an der Zeit, die Fachkommis-
sion neu und auf lange Sicht auszurich-

ten. Für die Einführung der PPR 2.0 
steht Jahn der Fachkommission des 
Deutschen Pflegerats als Mitentwickler 
und Experte weiterhin zur Seite.

Personalbedarfsermittlung hat 
Priorität
Seine Nachfolge und neue wissenschaft-
liche Leitung ist Sandra Mehmecke, die 
u.a. an der Hochschule Hannover lehrt. 
Ihre Schwerpunkte liegen in der Ge-
sundheitssystemforschung. Einer ihrer 
Kernpunkte ist dabei die Pflegepersonal-
ausstattung im Krankenhaus. Das ist 
auch zentrales Thema ihrer Tätigkeit 
beim Deutschen Berufsverband für Pfle-
geberufe e.V. (DBfK) Nordwest. „Mitt-
lerweile dürfte unbestritten sein, dass es 
signifikante Zusammenhänge zwischen 
Anzahl und Qualifikation der Pflege-
fachpersonen und gesundheitsgefähr-
denden Komplikationen bei Patientin-
nen und Patienten sowie dem Verbleib 
der Pflegefachpersonen in ihrem Beruf 
gibt“, so Mehmecke. Eine adäquate Per-
sonalbedarfsermittlung habe oberste 
Priorität. „Die Neuausrichtung der bis-
herigen Expertenkommission bedeutet 
eine langfristige Fokussierung auf die 
Pflegepersonalbemessung im Kranken-
haus und die hierfür notwendigen Inst-
rumente“, weist Irene Maier, Vize-Präsi-
dentin des DPR, hin. Die Leitung der 
neuen Fachkommission übernehmen 
Irene Maier für das Präsidium des DPR 
und Sandra Mehmecke als wissenschaft-
liche Leitung gemeinsam.

deutscher-pflegerat.de 

NEWS

DIP-Projekt: Das Bild der Pflege 
neu beleuchten
„Das Bild der Pflege neu beleuchten“ – das 
möchte das Deutsche Institut für angewandte 
Pflegeforschung (DIP) mit dem Projekt KOWEP 
(Kompetenzkommunikation und Wertschät-
zung in der Pflege). Das Projekt wird vom Bun-
desministerium für Gesundheit gefördert und 
zusammen mit wissenschaftlichen Partnern 
durchgeführt.

Mit der Hilfe einer Online-Befragung sollen Er-
kenntnisse über die öffentliche Wahrnehmung 
der Pflege und die Darstellung innerhalb der 
Pflege auf einer breiten empirischen Basis er-
fasst werden. Gefragt wird unter anderem 
nach der Einschätzung zu typischen Aussagen 
über die Pflege, zu Auswirkungen der medi-
alen Berichterstattung über den Beruf im Rah-
men der Corona-Pandemie sowie zu Lösungs-
ansätzen, durch welche Personengruppen 
und mit welchen Ansätzen Pflege und Pfle-
gende in der Öffentlichkeit besser vertreten 
werden könnten.

Pflegende, Lehrende in der Pflege sowie wis-
senschaftlich qualifizierte Personen in der 
Pflege werden gebeten, bis zum 23. April 2022 
an der Befragung teilzunehmen und diese im 
Berufsfeld zu verbreiten.

dip.de
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